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Bundesrathes an die Bundesversammlung betreffend die

eidgenössische Volksabstimmung vom 5. Juli 1891.

(Vom 21. Juli 1891.)

Tit.

Unterm 8. April abhin haben Sie nachfolgenden Beschluß gefaßt :

D i e B u n d e s v e r s a m m l u n g
d e r s c h w e i z e r i s c h e n E i d g e n o s s e n s c h a f t ,

nach Einsichtnahme einer Botschaft des Bundesrathes vom
13. Juni 1890,

in Anwendung der Art. 84, 85, Ziff. 14, 118 und 119 der
Bundesverfassung,

b e s c h l i e ß t :

I. Artikel. Der dritte Abschnitt der Bundesverfassung vom
29. Mai 1874, handelnd von der Revision der Bundesverfassung,
wird abgeändert wie folgt:

Dritter Abschnitt.

Revision der Bundesverfassung

Art. 118.

Die Bundesverfassung kann jederzeit ganz oder theilweise re-
vidirt werden.
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Art. 119.

Die Totalrevision geschieht auf dem Wege der Bundesgesetz-
gebung.

Art. 120.

Wenn eine Abtheilung der Bundesversammlung die Totalrevision
beschließt und die andere nicht zustimmt, oder wenn fünfzigtausend
stimmberechtigte Schweizerbürger die Totalrevision der Bundes-
verfassung verlangen, so muß im einen wie im ändern Falle die
Frage, ob eine solche stattfinden soll oder nicht, dem schweizerischen
Volke zur Abstimmung vorgelegt werden.

Sofern in einem dieser Fälle die Mehrheit der stimmenden
Schweizerbürger über die Frage sich bejahend ausspricht, so sind
beide Räthe neu zu wählen, um die Totalrevision an die Hand zu
nehmen.

Art, 121.

Die Partialrevision kann sowohl auf dem Wege der Volks-
anreguog (Initiative) als der Bundesgesetzgebung vorgenommen
werden.

Die Volksanregung umfaßt das von o'0,000 stimmberechtigten
Schweizerbürgern gestellte Begehren auf Erlaß, Aufhebung oder
Abänderung bestimmter Artikel der Bundesverfassung.

Wenn auf dem Wege der Volksanregung mehrere verschiedene
Materien zur Revision oder zur Aufnahme in die Bundesverfassung
vorgeschlagen werden, so hat jede derselben den Gegenstand eines
besondern Initiativbegehrens zu bilden.

Die Initiativbegehren können in der Form der allgemeinen An-
regung oder des ausgearbeiteten Entwurfes gestellt werden.

Wenn ein solches Begehren in Form der allgemeinen Anregung
gestellt wird und die eidgenössischen Räthe mit, demselben einver-
standen sind, so haben sie die Partialrevision im Sinne der Initianten
auszuarbeiten und dieselbe dem Volke und den Ständen zur An-
nahme oder Verwerfung vorzulegen. Stimmen die eidgenössischen
Räthe dem Begehren nicht zu, so ist die Frage der Partialrevision
dem Volke zur Abstimmung zu unterbreitem und, sofern die Mehr-
heit der stimmenden Schweizerbiirger sich bejahend ausspricht, die
Revision von der Bundesversammlung im Sinne des Volksbeschlusses
an die Hand zu nehmen.

Wird das Begehren in Form eines ausgearbeiteten Entwurfes
gestellt und stimmt die Bundesversammlung demselben zu, so ist



der Entwurf dem Volke und den Ständen zur Annahme oder Ver-
werfung vorzulegen. Im Falle der Nichtzustimmung kann die Bundes-
versammlung einen eigenen Entwurf ausarbeiten oder die Verwerfung
des Vorschlages beantragen und ihren Entwurf oder Verwerfungs-
antrag gleichzeitig mit dem Initiativbegehren der Abstimmung des
Volkes und der Stände unterbreiten.

Art. 122.

Ueber das Verfahren bei den Volksbegehren und den Abstim-
mungen betreffend Revision der Bundesverfassung wird ein Bundes-
gesetz das Nähere bestimmen.

. Art. 123.

Die revidirte Bundesverfassung, bezw. der revidirte Theil der-
selben treten in Kraft, wenn sie von der Mehrheit der an der Ab-
stimmung theilnehmenden Bürger und von der Mehrheit der Kantone
angenommen sind.

Bei Ausmittlung der Mehrheit der Kantone v/ird die Stimme
eines Halbkantons als halbe Stimme gezählt.

Das Ergebniß der Volksabstimmung in jedem Kantone gilt als
Standesstimme desselben.

II. Artikel. Vorstehender Bundesbeschluß wird der Abstimmung
des Volkes und der Stände unterstellt.

Also beschlossen vom Ständerathe,

B e r n , den 17. Dezember 1890.

Der Präsident: Kellersberger.
Der Protokollführer: Schatzmann.

Also beschlossen vom Nationalrathe,

B e r n , den 8. April 1891.

Der Präsident: Müller.
Der Protokollführer: Kingier.



In Vollziehung von Art. II dieses Beschüsses haben wir die
Abstimmung auf Sonntag den 5. Juli abhin festgesetzt.

Die Abstimmung hat nachfolgendes Resultat ergeben:

Es stimmten In den Kantonen
FUr die

Revision mit
«Ja

Gegen die
Revision mit

ÜXein

Zürich ! 27,419
Bern 22,906
Luzern 9,590
Uri •*. 2,336
Schwyz 2,650
Obwalden 1,395
Nidwaiden 931
Glarus 3,082
Zug 893
Freiburg 12.884
Solothurn 5^047
Baselstadt : . . 2,202
Baselland 2,578
Schaff hausen 3,912
Appenzell A. Rh 2,387
Appenzell I. Rh 1,634
St. Gallen ' 21,688
Graubünden 7,136
Aargau 13,454
Thurgau 6,815
Tessin 7,171
Waadt 5,380
Wallis 11,477
Neuenburg 2,752
Genf 5,310

Total 183,029

22,737
16,626

646
355

1,350
132
149

1,793
134
630
891
312

3,039
2,711
6,333

863
15,024

4,513
17,892

8,163
3,258
9,082
1,579
1,619

768

120,599

Demzufolge haben sich für Annahme der Vorlage die Mehr-
heit des Volkes, sowie 16 ganze und 4 Halbkantone, d a g e g e n
3 ganze und 2 Halbkantone ausgesprochen, und es ist dieselbe
daher angenommen.

Beschwerden sind keine eingelangt.



Wir lassen zum Schlüsse noch die übliche, den Abstimmungs-
protokollea entnommene Zusammenstellung folgen :

Kantone

Zürich . . . .
Bern . . . .
Luzern . . . .
Uri
Schwyz
Obwalden .
Nidwaiden
Glarus . . . .
Zug«~JUg . • • •

Freiburg' . . .
Solothurn . .
Baselstadt
Baselland . .
Schaffhausen . .
Appenzell A. Rh.
Appenzell I. Rh.
St. Gallen . . .
Graubünden . .
Aargau
Thurgau .
Tessin . . . .
Waadt . . . .
Wallis . . . .
Neuenburg
Genf . . . .

Stimm-
berechtigte

80,317
112,269
30,21'2
4,178

?
3,643
2,933
8,276
5,746

28,733
18.374
12,450
11,516
8,123

- 12,314
3,111

51,639
21,865
39,475
24,030
29,500
61,258
27,414
25,407
18,909

Theil-
nehmende

60,001
40,805
10,308
2,721

?
1,532
1,080
4,960
1,034

13,631
6,132
2,515
5,810
6,839
9,090
2,533

37,852
12,079
32,687
15,250
10,595
14,521
13,095

4,426
6,860

Ungült ige Leere
Stimmkarten

31 9814
86 1187
26 46

— 30
?

— 5
— —

4 81
— 7
22 95

100 94
1 —

10 183
17 199

2 368
4 32

81 1059
11 419
54 1287
17 255
36 130
35 24
21 18
15 40

757? v 25?

Gültige
Stimmen

50,156
39,532
10,236

2,6911

4,000
1,527
1,080
4,875
1,027

13,514
5,938
2,514
5,617
6,623
8,720
2,497

36,712
11,649
31,346
14,978
10,429
14,462
13,056
4,371
6,078

Indem wir Ihnen den mitfol|
benutzen wir auch diesen Anlaß,
Hochachtung zu versichern.

B e r n , den 21. Juli 1891.

;enden Beschlußentwurf unterbreiten,
um Sie, Tit., unserer vollkommenen

Im Namen des Schweiz. Bundesrathes,
D e r B u n d e s p r ä s i d e n t :

Welti.
Der- Kanzler der Eidgenossenschaft :

Eingier.



(Entwurf.)

Bundesbeschlnß
betreffend

die Erwähnung der Volksabstimmung vom 5. Juli 1891
Über die Revision des drittein Abschnittes der
Bundesverfassung vom 29. Mai 1874, handelnd
von der Revision der Bundesverfassung.

D i e B u n d e s v e r s a m m l u n g
d e r s c h w e i z e r i s c h e n E i d g e n o s s e n s c h a f t ,

nach Einsicht der Protokolle betreffend die Sonntag den
5. Juli 1891 stattgehabte Volksabstimmung über die durch
Bundesbeschluß vom 8. April 1891 vorgelegte Aenderung
des dritten Abschnittes der Bundesverfassung vom 29. Mai
1874,

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrathes vom
21. Juli 1891,

aus welchen Aktenstücken sich Folgendes ergibt:

I . In B e z i e h u n g auf die A b s t i m m u n g des
V o l k e s .

Es haben sich ausgesprochen:

Für Annahme der Vor- FUr Verwerfung der Vor-
Im Kanton ,age m„ J(u ,age mlt Neln-

Zürich . . . . . 27,419 22,737
Bern 22,906 16,626
Luzevn . . . . "9,590 6 4 6

Uebertrag 59,915 40,009



Im Kanton

Uebertrag
Uri
Schwyz . . . .
Obwalden . . .
Nidwaiden . . .
Glarus . . . .
Zug
Freiburg . . .
Solothurn . . .
Baselstadt . . .
Baselland . . .
Schaffhausen .
Appenzell A. Rh. .
Appenzell I. Rh. .
St. Gallen . . .
Graubünden . .
Aargau . . . .
Thurgau
Tessin . . . .
Waadt . . . .
Wallis . . . .
Neuenburg .
Genf

läge mit Ja.
59,915
2,336
2,650
1,395

931
3,082

893
12,884

5,047
2,202
2,578
3,912
2,387
1,634

21,688
7,1.36

13,454
6,815
7,171
5,380

11,477
2,752
5,310

Für Annahme der Vor- FUr Verwerfung der Vor»
läge mit Nein.

40,009
355

1,350
132
149

1,793
134
630
891
312

3,039
2,711
6,333

863
15,024

4,513
17,892 .

8,163
3,258
9,082
1,579
1,619

768

183,029 120,599

II . In B e z i e h u n g auf die S t a n d e s s t i m m e n .

Es haben sich für A n n a h m e der Vorlage ausgesprochen
folgende Kantone:

Zürich Zug Tessin
Bern Freiburg Wallis
Luzern Solothurn Neuenburg
Uri Schaffhausen Genf
Schwyz St. Gallen
Glarus Graubünden



8

sowie folgende Halbkantone:

Obwalden Baselstadt
Nidwaiden Appenzell I.-Rh.

das heißt 16 ganze und 4 halbe Stände.

Für V e r w e r f u n g dagegen die Kantone:

Aargau Thurgau Waadt

sowie die Halbkantone:

Baselland und Appenzell A.-Rh.

das heißt 3 ganze und 2 halbe Stände ;

e r k l ä r t :

I. Die mit Bundesbeschluß vom 8. April 1891 vorgelegte
theilweise Aenderung der Bundesverfassung vom 29. Mai 1874
ist sowohl von der Mehrheit der stimmenden Schweizerbürger
als von der Mehrheit der Kantone angenommen und tritt
sofort in Kraft.

II. Demgemäß treten an die Stelle des dritten Ab-
schnittes der Bundesverfassung vom 29. Mai 1874, die Ar-
tikel 118 bis und mit 121 derselben umfassend, nachfolgende
Bestimmungen :

Dritter Abschnitt.
Revision der Bundesverfassung.

Art. 118.
Die Bundesverfassung kann jederaeit ganz oder theil-

weise revidirt werden.

Art. 119.

Die Totalrevision geschieht auf dem Wege der Bundes-
gesetzgebung.

Art. 120.

Wenn eine Abtheilung der Bundesversammlung die
Totalrevision beschließt und die andere nicht zustimmt, oder



wenn fünfzigtausend stimmberechtigte Schweizerbürger_ die
Totalrevision der Bundesverfassung verlangen, so muß im
einen wie im ändern Falle die Frage, ob eine solche statt-
finden soll oder nicht, dem schweizerischen Volke zur Ab-
stimmung vorgelegt werden.

Sofern in einem dieser Fälle die Mehrheit der stimmen-
den Schweizerbürger über die Frage sich bejahend ausspricht,
so sind beide Räthe neu zu wählen, um die Totalrevision
an die Hand zu nehmen.

Art. 121.

Die Partial revision kann sowohl auf dem Wege der
Volksanregung (Initiative) als der Bundesgesetzgebung vor-
genommen werden.

DieVolksanregung umfaßt das von fünfzigtausend stimm-
berechtigten Schweizerbürgern gestellte Begehren auf Erlaß,
Aufhebung oder Abänderung bestimmter Artikel der Bundes-
verfassung.

Wenn auf dem Wege der Volksanregung mehrere ver-
schiedene Materien zur Revision oder zur Aufnahme in die
Bundesverfassung vorgeschlagen werden, so hat jede derselben
den Gegenstand eines besondern Initiativbegehrens zu bilden.

Die Initiativbegehren können in der Form der allge-
meinen Anregung oder des ausgearbeiteten Entwurfes ge-
stellt werden.

Wenn ein solches Begehren in Form der allgemeinen
Anregung gestellt wird und die eidgenössischen Räthe mit
demselben einverstanden sind, so haben sie die Partialrevision
im Sinne der Initianten auszuarbeiten und dieselbe dem
Volke -und den Ständen zur Annahme oder Verwerfung
vorzulegen. Stimmen die eidgenössischen Räthe dem Be-
gehren nicht zu, so ist die Frage der Partialrevision dem
Volke zur Abstimmung zu unterbreiten und , sofern die
Mehrheit der stimmenden Schweizerbürger sich bejahend
ausspricht, die Revision von der Bundesversammlung im
Sinne des Volksbeschlusses an die Hand zu nehmen.
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Wird das Begehren in Form eines ausgearbeiteten Ent-
wurfes gestellt, und stimmt die Bundesversammlung dem-
selben zu, so ist der Entwurf dem Volke und den Ständen
zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen. Im Falle der
Nichtzusümmung kann die Bundesversammlung einen eigenen .
Entwurf ausarbeiten oder die Verwerfung des Vorschlages
beantragen und ihren Entwurf oder Verwerfungsantrag gleich-
zeitig mit dem Initiativbegehren der Abstimmung des Volkes
und der Stände unterbreiten.

Arf. 122.

Ueber das Verfahren bei den Volksbegehren und den
Abstimmungen betreffend Revision der Bundesverfassung wird
ein Bundesgesetz das Nähere bestimmen.

Art. 123.

Die revidirte Bundesverfassung, beziehungsweise der
revidirte Theil derselben, treten in Kraft, wenn sie von der
Mehrheit der an der Abstimmung theilnehmenden Bürger
und von der Mehrheit der Kantone angenommen sind.

Bei Ausmittlung der Mehrheit der Kantone wird die
Stimme eines Halbkantons als halbe Stimme gezählt.

Das Ergebniß der Volksabstimmung in jedem Kantone
gilt als Standesstimme desselben.

III. Der Bundesrath ist mit der Veröffentlichung und
weiteren Vollziehung dieses Beschlusses beauftragt.
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